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Konversion – Einstieg in eine öko-sozialistische 
Reproduktionsökonomie

Die Autoindustrie ist ein zentrales Beispiel bzw. ein Kristallisationspunkt 
der gegenwärtigen multiplen Krisen (vgl. Luxemburg 3/2010). Ein Jahr nach 
den Absatzeinbrüchen von bis zu 50% scheint die Krise vorüber, die Ver-
kaufszahlen der Automobilindustrie boomen. Und die Hersteller in Euro-
pa und Nordamerika planen die Verdopplung der Produktion und die wei-
tere Steigerung der Exporte. Doch die notorischen Überkapazitäten werden 
nicht abgebaut, vielmehr wird der Konkurrenzdruck verstärkt. Der trifft in 
erster Linie die Beschäftigten. Zudem erwachsen machtvolle Konkurrenten 
in China und Indien. 

Doch es sind genau diese emerging markets, in die die Autoproduzenten 
des Westens ihre Hoffnungen setzen. Und das, obwohl jeder weiß, dass das 
Kima kollabiert, wenn Länder wie China oder Indien ein dem Westen ver-
gleichbares Niveau der Automobilisierung erreichen – eine Art ökologische 
»Überproduktionskrise«. Manche glauben allerdings, es gebe global betrach-
tet keine real-ökonomische Überproduktion, denn die wachsenden so ge-
nannten Mittelklassen im globalen Süden müssten doch alle mit Autos ver-
sorgt werden. Die Gesellschaft müsse bis in den hintersten Winkel der Erde 
nach dem Vorbild der automobilen Individualität entwickelt werden. 

Bevor ein neues Niveau globaler Automobilisierung erreicht werden kann, 
werden Megastädte wie Mumbai, Shanghai oder Istanbul längst einen Ver-
kehrsinfarkt erleiden und die Bevölkerungen unter Smog ächzen. Vor die-
sem Szenario entwirft nahezu jeder Autoproduzent Ökostrategien: go green 
– um doch nur den alten Weg individueller Mobilität zu verlängern, das glei-
che Geschäftsmodell mit verändertem Antrieb fortzuführen. Das Elektro-
auto mag für Autoproduzenten ein dringend benötigtes Feld für Imagepfl e-
ge und neue Akkumulationsperspektiven bieten – an den Problemen und 
Strukturen des Individualverkehrs, seiner erschreckend hohen Zahl von To-
ten und Verletzten, der exponentiell wachsenden Verkehrsdichte, der Versie-
gelung der Böden, des wachsenden Verbrauchs von zum Teil hochgiftigen 
und seltenen Ressourcen wie Lithium ändert es wenig. Und auch ein Elek-
troauto schützt nicht vor endlosem Stau und Verkehrsstillstand. Die Strate-
gien der Autoproduzenten setzen auf steigende Produktionszahlen und zu-
nehmenden Export, nicht auf ökologische Notwendigkeiten. Sie setzen auf 
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Verdrängung und damit Intensivierung der Konkurrenz, nicht auf Abbau der 
ökonomischen Ungleichgewichte. 

Doch während neue Technologien hohe Kosten für Entwicklung und In-
frastrukturen mit sich bringen, ist noch nicht abzusehen, welche Techno-
logie, welcher Standard sich durchsetzen wird. Kaum ein Konzern kann es 
sich leisten, alle diese neuen Technologien zugleich zu entwickeln und mit 
jeder konkurrenzfähig am Markt zu werden. Einige global player wie Daim-
ler oder VW können sich in der globalen Konkurrenz behaupten, doch »zu-
hause« bauen sie seit Jahrzehnten Beschäftigung ab. Neue Produktionsstät-
ten entstehen in den neuen Märkten – nicht in Deutschland, den USA oder 
Frankreich. Angesichts der weiter steigenden, forcierten Produktivität be-
deutet dies den Abbau von Arbeitsplätzen in den »alten« Automobilnati-
onen. Standortkonkurrenzen und Versuche des Ausspielens von Beschäf-
tigten an den jeweiligen Standorten werden weiter zunehmen. Das heißt, 
gewerkschaftliche Strategien eines »Wettbewerbskorporatismus« bieten kei-
ne Perspektive für die Zukunft.

Auch an den neuen Produktionsstandorten und bei Zulieferern in Osteu-
ropa oder der Türkei hat die Krise verdeutlicht, dass sie in höchstem Maße 
abhängig von Entscheidungen in den Konzernzentralen des Westens sind 
und bleiben. Und wenn die Kosten – vor allem die Lohnkosten – steigen, 
ist das Kapital bereits auf dem Sprung zu anderen Produktionsstandorten in 
Asien, nahe der Wachstumsmärkte. Nötiger denn je sind neue und stärkere 
Formen transnationaler gewerkschaftlicher Organisierung in Kooperation 
mit sozial-ökologischen und anderen zivilgesellschaftlichen Gruppen, um 
Beschäftigung und Erhalt von Arbeitsrechten mit Initiativen für zahlreiche 
Alternativen zu verbinden. 

»Jetzt geht es uns wieder gut. Deshalb müssen wir jetzt anfangen, Alter-
nativen zu entwickeln, sonst droht uns in nicht allzu ferner Zukunft die ›har-
te Konversion‹«, beschreibt ein Porsche-Betriebsrat die Lage.1 Doch zarte 
Ansätze einer Konversionsdebatte verkümmern angesichts des gegenwär-
tigen Auftragsbooms. Die IG Metall ist dabei nicht nur hinter den Stand ih-
rer progressiven Debatte der 1980er Jahre zurückgefallen, sie unternimmt 
(von wenigen Ausnahmen abgesehen) auch kaum Anstrengungen dies zu 
ändern. Linke Betriebsgruppen sind angesichts von heftigen Standortkon-
kurrenzen, massiver Arbeitsintensivierung, tarifl icher Niederlagen und der 
Freude der KollegInnen über den Erhalt von Arbeitsplätzen in der Krise mit 
anderen Problemen konfrontiert. Sie sind zu schwach, um zu einem Umden-

1 Zitat aus einer Diskussion bei der Konferenz »Auto.Mobil.Krise«, www.rosa-
lux.de/documentation/41066/automobilkrise.html
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ken zu motivieren. Und das Kapital versteht unter Konversion nur E-Auto: 
»Diese Unternehmen sind nicht fähig zur Konversion, nicht von sich aus«, 
so ein junger VW-Betriebsrat (ebd.). »Konversion ist Illusion«, so das re-
signierende Statement eines Betriebsrats des Zulieferers Bosch, die Kräfte-
verhältnisse sind nicht so (ebd.).

An den Grenzen des Wachstumsmodells

Doch nicht nur für die Automobilindustrie gilt: Die ökologischen wie öko-
nomischen Grenzen des gegenwärtigen »Wachstumsmodells« sind erreicht. 
Alle politischen Lager sind sich theoretisch darin einig, dass eine Orientie-
rung auf ein nur quantitatives Wachstum des Bruttoinlandsproduktes längst 
unangemessen ist. Offi zielle Kommissionen diskutieren ergänzende, quali-
tative Kriterien und Indikatoren zur Neubestimmung und Messung (ökono-
mischer) Entwicklung. Insbesondere im linken Feld besteht Übereinstim-
mung über die Notwendigkeit einer sozial-ökologischen Wende. Nachdem 
über Jahre hinweg Ökologie und Ökonomie als Gegensätze behandelt wur-
den, wird von vielen inzwischen – zumindest rhetorisch – eine ökologische 
Modernisierung als Chance für die ökonomische und damit soziale Ent-
wicklung betrachtet. Natürlich bestehen enorme Differenzen über Wege 
und Zielrichtung einer sozial-ökologischen Wende: soziales oder qualita-
tives Wachstum, grünes Wachstum bzw. Green New Deal und stady-state-
economy ohne Wachstum markieren einige der unterschiedlichen Ansätze. 
Sie alle bestimmen eine solche Wende als win-win-Situation. Alle sollen 
profi tieren: die Wirtschaft mit neuen Wachstums- und Exportmärkten, die 
Lohnabhängigen mit neuen Jobs, der Staat mit zusätzlichen Steuereinnah-
men und natürlich die Natur mit der Entkopplung einer grünen Wirtschaft 
vom wachsenden Ressourcen- und Energieverbrauch. 

Dazu gegensätzlich argumentiert der Teil der Linken, der eine grundsätz-
liche Entkopplung von ökonomischem und stoffl ichem Wachstum bestreitet 
und daher eine Schrumpfung (DeGrowth) als notwendig erachtet. Die dra-
matische Zuspitzung der Übernutzung von Biosphäre und natürlichen Res-
sourcen zwinge zum Umdenken unter Zeitdruck. Die negative Botschaft 
wird bei einigen mit der Perspektive eines »Guten Lebens« (Buen Vivir) 
verbunden, die statt auf steigenden Warenkonsum auf Zeitwohlstand und 
den Reichtum menschlicher Beziehungen zielt (Bullard 2009, Larrea 2010). 
Bei den meisten schwingt ein moralischer Appell zu einem bescheideneren, 
weniger »materiellen« Leben im Einklang mit der Natur mit (z.B. Gudynas 
2011). Der damit verbundene »Wertewandel« integriert Verzicht in eine Art 
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gerechte asketische Lebensweise. Oder wie Andrew Simms (2010), Direktor 
der New Economics Foundation, es ausdrückt: Bei sozialer Gerechtigkeit 
geht es in Zukunft um »das Problem der Verteilung von Opfern«.2

Die ungleiche Verteilung der Kosten einer sozial-ökologischen Wende 
oder Transition kommt in beiden Varianten kaum zur Sprache. »Verlierer« 
dieses Prozesses werden entnannt. Bei den einen sind alle Gewinner. Das je-
weils einzelne Partikularinteresse geht hier unmittelbar im Allgemeininter-
esse auf. Bei den anderen müssen »Alle« den Gürtel enger schnallen (mal 
mit, mal ohne Umverteilung), andere »Lebensstile« pfl egen. Das einzelne 
Partikularinteresse muss hinter den Allgemeininteressen zurücktreten. Wer 
das nicht erkennt, ist offenbar uneinsichtig. Die Vermittlung von Partiku-
lar- und vermeintlichen Allgemeininteressen wird nur abstrakt von oben ge-
dacht, nicht konkret. 

Die Transformation wird ohne Übergang entwickelt bzw. fl ießend, d.h. 
ohne Brüche oder Einschnitte. Dies ist neben der verinnerlichten konsumis-
tischen, »imperialen« Lebensweise (Brand) einer der wesentlichen Gründe, 
warum die emphatisch beschworene und rhetorisch von großen Teilen der 
Politik geteilte Einsicht in eine ökologische Wende blockiert bleibt. Im kon-
kreten gesellschaftlichen Prozess brechen die Widersprüche auf, die unglei-
che Verteilung der »Kosten« wird deutlich. Ohne ihre Thematisierung und 
Bearbeitung wird es schwer, eine breite Zustimmung zu einem Einstieg in 
den Umstieg zu gewinnen. Dann bleibt letzterer zwischen einer Klientelpoli-
tik der Gewerkschaften für ihre (schwindende) Basis von Kernbelegschaften 
und einer Politik der gut abgesicherten Mittelklassen für eine »gute Natur« 
für sich und ihre Kinder stecken.

»Just Transition« – gerechte Übergänge

Vor etwa 15 Jahren brachten kanadische und US-amerikanische Gewerk-
schaftsaktivisten wie Brian Kohler den Begriff »Just Transition« ins Spiel,3 
um mit Bezug auf eine notwendige ökologische Restrukturierung der Wirt-
schaft einen gerechten Übergang einzuklagen. 

2 Bei Neoliberalen wie Meinhard Miegel bedeutet das bevorstehende Ende des 
Wachstums schlicht, den Gürtel enger zu schnallen: »Die große Sause ist vorüber, 
die Bar geschlossen... Für Durstige wie für Nichtdurstige steht auf dem Schild: ›Ge-
schlossen‹« (2010, 165; vgl. Schmelzer).

3 Für die Recherche zur Herkunft des Begriff danke ich Jana Flemming, vgl. meh-
ring1-blog: http://ifg.rosalux.de/2011/01/14/just-transition/
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Die »gegenwärtigen Produktionsformen und Konsummuster werden sich 
aus ökologischen Gründen ändern müssen«. Dies wird sich auf die Beschäf-
tigung auswirken. »Unternehmen werden sich (mithilfe staatlicher Subventi-
onen) anpassen, gut bezahlte Manager werden mit ihren goldenen Rettungs-
schirmen sanft in neue Positionen hinüber gleiten und die Umweltsituation 
wird sich voraussichtlich verbessern zum Vorteil der gesamten Bevölke-
rung. Aber wer wird bezahlen? Wird dies dem sog. freien Markt überlassen, 
werden Arbeiter in den vom Strukturwandel betroffenen Industrien, die ih-
ren Job verlieren, für den Vorteil aller leiden.« (2010, 1) Dieser Ansatz for-
dert die Gesellschaft auf, »in Betracht zu ziehen, wer von Maßnahmen zum 
Schutze der Umwelt profi tiert und wer die Kosten zu tragen hat« (5). »Sehr 
vereinfacht ist Just Transition gleichbedeutend mit einer fairen Kompensa-
tion der betroffenen Arbeiter und Kommunen für ökonomische und andere 
Verluste aufgrund von Veränderungen der Produktion«, so Jenice View von 
der Just Transition Alliance (2002, 2). 

Ausgangspunkt für dieses Konzept waren die Erfahrungen mit Struktur-
wandel und Konversion in anderen Bereichen, von der Rüstungsindustrie 
bis zum »ersten Umweltstreik« (Toni Mazzocchi) in den USA 1973 beim 
Ölkonzern Shell (vgl. Young 2003, 3). 

Hier wurde erstmals ein Bündnis aus ArbeiterInnen und Umweltschüt-
zerInnen strategisch organisiert, um gegen die Gesundheitsgefährdung von 
Umwelt, Bevölkerung und ArbeiterInnen zu protestieren und Kompensati-
onen für bereits Erkrankte durchzusetzen. Aus solchen gewerkschaftlichen 
und kommunal verankerten Initiativen entstand später die Just Transiti-
on Alliance, die sich als Teil des Climate Justice Movements (Klimage-
rechtigkeitsbewegung) engagiert. Sie setzen sich insbesondere für die so 
genannten Front-ArbeiterInnen ein und weisen auf rassistische Diskrimi-
nierungen hin, da es in den von Umweltverschmutzung und Klimawandel 
am stärksten betroffenen Gemeinden und bei gesundheitsgefährdenden 
Arbeiten meist um People of Color, Indigene und andere benachteilig-
te Gruppen geht. 

»Our dependence on fossil fuels comes at a high rice to our health, our at-
mosphere, and our economic and political strength. Workers and community 
residents are contaminated, injured and killed in the processes of extracting 
and refi ning fossil fuels. Infact, more workers die in oil, gas and coal extrac-
tion than in all other industries combined. Low-income, people of color and 
Indigenous Peoples are affected even more than other populations by fossil 
fuel use.« (Just Transition Alliance o. J., 1) Just Transition bezieht sich also 
nicht nur auf von Arbeitsplatzverlust bedrohte ArbeiterInnen im globalen 
Norden, sondern auf alle Menschen, die von den Folgen des Klimawandels 
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existenziell betroffen sein werden, so Stine Gry von Climate Justice Action.4 

Denn im globalen Süden ist die Verwundbarkeit der subalternen Klassen und 
Gruppen noch existenzieller als im industrialisierten Norden.

Bei den Weltklimagipfeln in Kopenhagen 2009 und Cancún 2010 gelangte 
die Forderung nach einem gerechten Übergang bis in die Abschlussdoku-
mente der Regierungen (vgl. Sweeney 2011). Doch droht der Begriff »Just 
Transition«, ähnlich wie schon die »Nachhaltige Entwicklung« oder »Kli-
magerechtigkeit« eine Leerformel zu bleiben, hinter der sich unterschied-
lichste Gruppen versammeln können und reale Gegensätze übertüncht wer-
den, so Jana Flemming zutreffend. Doch könne die »Rede von den Kosten 
ökologischer Transformation« auch eine Möglichkeit sein, auf »Widersprü-
che in der hegemonialen Bearbeitung der ökologischen Krise aufmerksam 
zu machen. Denn wo Kosten entstehen und einige durch diese benachtei ligt 
werden, kann auf die strukturellen Ursachen dieser Ungleichverteilung hin-
gewiesen werden.« (Flemming 2011)

Green Jobs

Immer wieder werden vor allem Gewerkschaften aufgefordert, ihren Mitglie-
dern »die Wahrheit zu sagen«, dass ihre Jobs angesichts des Klimawandels 
nicht zu halten sein werden (z.B. Schumann in diesem Band). Man werde 
nicht »verschweigen können, dass die notwendigen Veränderungen gravie-
rende Auswirkungen« haben (Strohschneider 2011). Wie aber die Betroffenen 
für eine solche Veränderung gewinnen, wenn es für das Wohl Aller um ihren 
Verzicht, ihren Arbeitsplatzverlust, ihre Unsicherheit geht? Gewerkschaften 
und Beschäftigte in den besonders klimaschädlichen Industrien wie dem 
Automobilbau wird daher oft vorgeworfen, strukturkonservativ zu agieren 
und die notwendige sozial-ökologische Transformation zu blockieren – wie 
bei der Krisenpolitik zur Rettung der Automobilindustrie mit Abwrackprä-
mie, Kurzarbeit oder umkämpfter Opel-Rettung. Zu Recht wird dies kriti-
siert. Wie können also konkrete Interessen so (re)formuliert werden, dass 
sie die Interessen der potenziellen Bündnispartner von vornherein mitden-
ken und Kämpfe miteinander verbunden werden? (Vgl. Candeias 2010, 11.) 
Die Internationale Transportarbeiter Föderation (2010) schlägt vor, Arbeits-
plätze im Transportarbeitsgewerbe abzubauen und in anderen Sektoren da-
für neue zu schaffen – ein bahnbrechender Schritt der Gewerkschaftsbewe-

4  www.climate-justice-action.org/news/2009/10/19/climate-justice-movement-
to-take-mass-action-during-un-climate-talks/
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gung. Auch die Gewerkschaftsgruppe Kampagne gegen den Klimawandel 
(Campaign Against Climate Change 2011) plädiert für die Schaffung von 
einer Million grüner Jobs – jetzt! Außerdem fordert sie Garantien für neue 
Arbeitsplätze für Beschäftigte, die ihren Job verlieren werden. Wie der bri-
tische Trade Union Congress fordern alle gewerkschaftlichen Gruppen dabei, 
dass ein gerechter Übergang zu einer »low carbon economy« nicht »auf der 
vagen Hoffnung« gründen kann, »der Markt werde dafür sorgen« – Voraus-
setzung dafür sind vielmehr »Planung und proaktive Regierungspolitiken« 
(TUC 2008, 7).5 Zur Aufl ösung von Zielkonfl ikten wird dabei fast immer 
auf ein nachhaltiges und soziales Wachstum gesetzt (17). 

Diese Beispiele zeigen, wie ökologische Reformen mit Perspektiven so-
zialer und beschäftigungspolitischer Reformen verbunden werden können – 
verknüpft mit Vorstellungen eines gerechten Übergangs für jene, die unmit-
telbar am stärksten betroffen sein werden. Nichtsdestoweniger ergeben sich 
auch hier strategische Widersprüche, wenn solche Übergänge in der Praxis 
konkret organisiert werden sollen.

Strategische Widersprüche – Gewerkschaften im Dilemma

Abstrakt gesprochen sind der Schutz der Umwelt, ein sozialer Ausgleich 
und Gute Arbeit für Alle keine grundsätzlich gegensätzlichen Ziele. Unab-
hängig von den weitergehenden Vorstellungen der unterschiedlichen Grup-
pen der so genannten Mosaik-Linken sind sich alle einig, dass es um die-
se (Mindest)Anforderungen einer gesellschaftlichen Transformation geht. 
Bei der Umsetzung, den Einstiegen und Übergängen bestehen jedoch er-
hebliche Differenzen, strategische Widersprüche, gegensätzliche politische 
Taktiken, fallen kurz- und mittelfristige Perspektiven auseinander, entste-
hen Zielkonfl ikte. Im Ergebnis agieren die unterschiedlichen Gruppen ge-
trennt voneinander.

Den Gewerkschaften fällt es seit Jahrzehnten schwer, kurz- und mittelfris-
tige Ziele zu vereinbaren. Eine sozial-ökologische Transformation bedeutet, 
dass bestimmte Sektoren wie die Automobilindustrie notwendig schrump-
fen müssen. Konversion oder ein tiefer Strukturwandel bedeuten, dass viele 

5 Dabei besteht Skepsis sowohl gegen Kapital- wie Regierungsentscheidungen: 
»um des Profi ts Willen verletzen Unternehmens- (und zu oft auch Regierungsinter-
essen) regelmäßig die Interessen von Arbeitern, Gemeinden und die Umwelt. Wir 
lehnen es ab, zwischen ökonomischer Sicherheit oder der Erhaltung von Umwelt und 
Gesundheit zu wählen, da wir beides beanspruchen.« (View 2002, 1)
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Beschäftigte ihre gewohnte Arbeit verlieren werden. Unter ungünstigen ge-
sellschaftlichen Kräfteverhältnissen und Krisenbedingungen fallen hier kurz-
fristige Anforderungen und langfristige Ziele auseinander.

Für die aktuell in der Autoindustrie oder bestimmten Bereichen der Che-
mie- und Energiewirtschaft Beschäftigten bedeutet ein Strukturwandel hin 
zu »grünen Technologien« oder erneuerbaren Energien nicht, dass sie ein-
fach von einer Branche in die andere wechseln werden, oder dass der Um-
bau des Automobilsektors auf E-Autos am selben Standort stattfi ndet, d.h. 
ohne Arbeitsplatzverluste und ohne Verlagerung der Produktion in ande-
re Länder. Die widersprüchlichen Erfahrungen mit (immer kurzfristigeren) 
Beschäftigungsgarantien (auf Kosten längerer Arbeitszeiten, Kürzungen 
von Urlaubs- und Weihnachtsgeld, Arbeitsverdichtung etc.) und Beschäfti-
gungsgesellschaften zur Requalifi zierung der »freigesetzten« Arbeitskräfte 
bieten kaum eine Perspektive für die Einzelnen. Nur die wenigsten fi nden 
nach mehr oder weniger langer »Parkzeit« in so genannten Qualifi zierungs-
maßnahmen eine der alten Stellung vergleichbare Anstellung. Vielen droht 
Arbeitslosigkeit und nach kurzer Zeit Hartz IV. Fast immer sind Lohnver-
luste hinzunehmen, von Sinnverlusten und der Aufl ösung von Sozialkon-
takten ganz zu schweigen. Kurzfristig hilft die langfristige Verbesserung 
durch ein »grünes Wachstum« den Einzelnen also wenig. D.h. Gewerk-
schaften sind objektiv verpfl ichtet auch diesen unmittelbaren, kurzfristigen 
Interessen an Joberhalt nachzukommen – wenngleich dieser oft von kur-
zer Dauer sein mag.

Dabei führt »kein Weg an einer drastischen Arbeitszeitverkürzung vor-
bei«, so ein Opel-Betriebsrat.6 Doch ist sie ein nur bedingt anerkanntes 
Mittel. Die Kurzarbeit hat in der Krise die Kernbelegschaften vor Arbeits-
platzverlusten bewahrt, während 800.000 Leiharbeiter entlassen wurden. 
Die somit gewonnene Zeit eröffnete jedoch kaum andere Perspektiven und 
war angesichts der unsicheren Zukunftsperspektiven angstbesetzt. Tarif-
liche Arbeitszeitverkürzung hat ebenfalls widersprüchliche Folgen: Entwe-
der musste doch auf Lohnanteile verzichtet werden oder aber sie führte zu 
massiver Arbeitsverdichtung und weiterer Flexibilisierung. Also halten Be-
schäftigte notgedrungen am Altbewährten fest. Es ist auch keineswegs nur 
»Produzentenstolz«, der Automobilwerker wider besseres Wissen am Bau 
von ökologisch schädlichen Luxus-Karossen festhalten lässt. Vielmehr er-
laubt die Produktion solcher Hightech-Produkte mehr Gruppenarbeit und 
etwas langsamere Taktzeiten – angesichts der verschärften Intensivierung 

6  Zitat aus einer Diskussion bei der Konferenz »Auto.Mobil.Krise.« (s.o.).
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von Arbeit ein wichtiger Punkt, »wenn bis zur Rente durchgehalten werden 
soll«, so Susanne Nickel von der IG Metall Bremen (ebd.).

Hinzu kommt, dass sofern neue Branchen quantitativ die Jobverluste 
in den alten Branchen kompensieren, die Arbeitsverhältnisse und -bedin-
gungen nicht vergleichbar sind. Im Bereich der erneuerbaren Energien sind 
(wie generell im Sektor der ökologisch orientierten Unternehmen) viele Be-
triebe weitgehend »gewerkschaftsfrei« – was nicht nur an den Schwächen 
der Gewerkschaft, neue Branchen zu organisieren, liegt, sondern an einer 
zum Teil offenen, mitunter aggressiven Ablehnung von Minimalstandards 
der Mitbestimmung, Tarifpolitik und Organisationsfreiheit durch das Ma-
nagement. Diese Situation ist vor allem bei vielen Klein- und mittleren Be-
trieben, die häufi g auch keine Mitglieder in Unternehmensverbänden wie 
dem BDI sind, zu beobachten. Dem versucht die IG Metall gegenzusteu-
ern: Mit internationaler Unterstützung hat die Gewerkschaft mit einem Or-
ganizing-Projekt in der Green-Tech-Branche begonnen. In diesem Bereich 
wird die Arbeit bislang in der Regel geringer entlohnt, tarifl iche Standards 
existieren z.T. nicht.

Kurz: Der Verlust von Arbeitsplätzen in den alten Industrien wird auch 
durch einen quantitativ vergleichbaren Aufbau von neuen Arbeitsplätzen in 
den neuen Branchen nicht ausgeglichen. Zudem bedroht die Schrumpfung 
der alten Industrien den Kern der Organisationsmacht der Gewerkschaften: 
Die stark organisierten Großbetriebe mit hohen tarifl ichen Standards, die zu-
gleich Orientierung für tarifl iche Standards in anderen Betrieben, die macht-
politische Absicherung sozialer Errungenschaften (samt ihrer gesetzlichen 
Regelungen) sowie Voraussetzung für die Organisierung anderer Bereiche 
sein sollen. Auch der zu Recht geforderte Ausbau eines öffentlichen Dienst-
leistungs- und Infrastruktursektors wird unter den gegebenen Bedingungen 
nicht vergleichbar viele Arbeitsplätze mit so hohen Lohn- und Tarifstan-
dards schaffen. Zudem wirkt in Deutschland die Konkurrenz zwischen den 
jeweils zuständigen Branchengewerkschaften. Entsprechend heißt es aus der 
IG Metall: Verständlich, dass ver.di den Ausbau des Öffentlichen fordert – 
durchaus unterstützt von der IG Metall. Für eine Metallgewerkschaft bie-
tet dies aber keine Perspektive. Sie tritt für eine industriepolitische Wende 
und fl ankierende Maßnahmen ein, wie sie u.a. auch von Ulla Lötzer (2010) 
formuliert werden.

Doch auch der Umbau etwa von Automobilkonzernen zu integrierten Mo-
bilitätsdienstleistern wird beim Weg über den Markt zu Konfl ikten mit kon-
kurrierenden Strategien anderer Kapitalfraktionen wie der Energiebranche, 
den Bahnunternehmen oder kommunalen Verkehrsunternehmen führen, die 
sich Geschäftsfelder auf diesem Markt sichern wollen.
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(Industrie)Gewerkschaften sind also keineswegs aus Uneinsichtigkeit 
strukturkonservativ. Ein schneller Strukturwandel kann zum Verlust ihrer Or-
ganisationsmacht führen. Verfolgen sie aber keine Transformationsstrategie, 
sind sie den Veränderungen durch Unternehmensentscheidungen (Verlage-
rung, Restrukturierung, Umbau), ökologische Reformen und Krisen ausge-
setzt. Der Umgang mit solch einem Dilemma bedeutet strategische Weichen-
stellungen durch Orientierung auf einen gerechten Übergang (auch für die 
Gewerkschaft als Organisation selbst) zu organisieren – nicht passiv auf den 
kommenden Strukturwandel zu warten. Nicht weniger als die Neudefi niti-
on gewerkschaftlicher Aufgaben, des Selbstverständnisses sowie der Orga-
nisationskultur ist gefordert (vgl. Candeias/Röttger 2007): transformatives 
Organizing (Mann 2010b).

Doch fallen strategische Handlungsnotwendigkeiten und subjektive Hand-
lungsmöglichkeiten der Organisation auseinander. Selbst wenn ein konse-
quenter Umbau und Organisierung potenziell die eigene Handlungsfähig-
keit verbessern, kosten sie aber zugleich erhebliche Ressourcen und bergen 
Risiken, denn positive Ergebnisse zeitigen sich erst spät. Sie erfordern also 
einen langen Atem ohne eine Erfolgsgarantie. Vor diesem Hintergrund er-
scheint eine solche Strategie als riskant und der Spatz in der Hand sicherer 
als die Taube auf dem Dach. Das Risiko ist schwer kalkulierbar, die Angst, 
später schlechter dazustehen als vorher, verbunden mit der Hoffnung, die 
Gefahr ziehe vielleicht an »uns« vorüber, auch wenn sie unweigerlich ande-
re trifft (die »Konkurrenz«), ist subjektiv im engen Organisationsinteresse 
begründet. Die (erhoffte) Rückkehr zur Normalität, zu den alten Orientie-
rungen verleiht eine vermeintliche Sicherheit in der allgemeinen Verunsi-
cherung (auch wenn das Unbehagen und stumme Wissen, es gehe nicht so 
weiter, wächst): »Wir sind doch im Vergleich, alles in allem, ganz gut ge-
fahren bisher...«, so vielfach der Tenor. 

Es fi el leicht, in der akuten Krisensituation auf die alten strategischen 
Verbindungen zum Staat zu setzen. Lange Zeit weitgehend ignoriert, wur-
den die Gewerkschaften seit 2008 von Staat und Kapital wieder als ernst-
zunehmender Partner gehört. Gelangen in den vergangenen Jahren auf be-
trieblicher oder tarifl icher Ebene kaum noch wirkliche Fortschritte, konnte 
eine Verlängerung des Kurzarbeitergeldes, die Abwrackprämie, Konjunk-
turprogramme, Mitbestimmung in gewerkschaftsfeindlichen Unternehmen 
wie Schaeffl er u.a. durchgesetzt werden. Diese strukturkonservativen Maß-
nahmen dieses Krisenkorporatismus stabilisierten die Lage bis die wieder 
ansteigende Nachfrage aus dem Ausland – nicht zuletzt aus China und Süd-
ost-Asien – wieder Entlastung und vermeintliche Perspektive versprach. 
Strategiewechsel und sozial-ökologische Transformation müssen warten 
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– zukünftige Jobs und Ökologie, also langfristige Interessen, müssen eben 
hinter die unmittelbaren, kurzfristigen Interessen zurücktreten. Das eine tun 
und das andere nicht lassen läge nahe, scheitert aber an der Überforderung 
der fi nanziellen, personellen und strategischen Ressourcen unter dem Druck 
kurzfristiger und sich widersprechender Anforderungen. 

Strategische Widersprüche II – Ökologische Kurzschlüsse

Doch müssen nicht nur Gewerkschaften ökologischer werden, sondern öko-
logische Bewegungen auch stärker die Interessen von Beschäftigten berück-
sichtigen. Im Verlauf der 1990er Jahre wurden die soziale und die ökolo-
gische Frage zunehmend voneinander getrennt. Staatliche Umweltpolitik 
wurde unter neoliberaler Hegemonie institutionalisiert. Ambitionierte Glo-
bal Governance Prozesse in der Folge der UN-Konferenz über Umwelt und 
Entwicklung 1992 in Rio bezogen zunehmend auch ökologisch orientierte 
NGOs ein. Während die parteipolitischen Repräsentanten im rot-grünen 
Projekt aufgingen, transformierten sich die aktiven Bewegungselemente 
in professionalisierte lobbypolitische NGOs. Beide reduzierten die sozial-
ökologische Frage auf ökologische Modernisierungspolitik. Auf diese Wei-
se wurden zwar Kräfte gebündelt und die mediale Darstellung von Forde-
rungen und damit die Anerkennung der Bedeutung des Themas befördert, 
zugleich jedoch entscheidende Bedingungen für einen sozial-ökologischen 
Umbau vernachlässigt. Die ökologisch orientierten Teile der Arbeiterbewe-
gung wurden marginalisiert, Interessen der Beschäftigten vernachlässigt, die 
Verbindung zur Arbeiterbewegung verloren. Fragen globaler sozialer Ge-
rechtigkeit – globale wie innergesellschaftliche – wurden über Jahre kaum 
adressiert. Eine ökologische Transformation reduziert sich nicht auf eine 
technische Modernisierung, sondern berührt gesellschaftliche Ungleich-
heiten: klassenförmige Macht- und Herrschaftsverhältnisse, Geschlechter- 
und Produktionsverhältnisse sowie unsere konsumorientierte Lebensweise. 
Umweltpolitik selbst wirft immer wieder Gerechtigkeitsprobleme auf, da 
Folgen und Kosten sich ungleich verteilen. Von der propagierten Nettodi-
vidende einer ökologischen Transformation profi tieren – wie bei jeder Di-
vidende – vor allem bestimmte Gruppen und Klassen. Ausgeblendet wird, 
welche Branchen schrumpfen sollen, welche Bedürfnisse eingeschränkt 
werden und vor allem, wer betroffen ist. So bleibt ökologische Politik eine 
Ein-Punkt-Politik für gut situierte, urbane Mittelklassen und Konsumenten 
– teure E-Autos, Bio-Food, fair gehandelte Kleidung etc. Die Berücksichti-
gung von Interessen der unteren Klassen (bessere Umweltbedingungen und 
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bewusster Konsum) oder von Beschäftigteninteressen (mehr Jobs) bleibt äu-
ßerlich. Von daher verwundert es nicht, dass die ökologische Bewegung seit 
30 Jahren bei Gewerkschaften nur beschränkt als politischer Bündnispart-
ner anerkannt wird und im Prekariat keine Rolle spielt.

Entsprechend setzen Green New Dealer eher auf Kompromisse mit (pro-
gressiven) Kapitalfraktionen oder auf die »Kreativität« der Unternehmen. 
Es gehe angesichts knapper werdender Rohstoffe um ein »effektives Res-
sourcenmanagement«, so Fücks und Steenbock von der Heinrich-Böll-Stif-
tung (2007). Wahrscheinlicher sind der bereits in Gang gekommene, intensi-
vierte Kampf um Ressourcen und die Zunahme imperialer Politiken. Fücks 
und Steenbock hoffen, dass, »wer die ökologische Trendwende verpasst, 
von den Märkten bestraft« wird. Das trifft auf die privatisierten Energie-
konzerne augenscheinlich nicht zu. Sie schöpfen dank Preiserhöhungen enor-
me Profi te ab, setzten auf Verlängerung der Laufzeiten von Atomkraftwer-
ken und weiter auf den Bau neuer Kohlekraftwerke bzw. gigantomanischer 
Projekte wie Desertec und Offshore-Windparks. Da helfen die hochmora-
lischen Hochglanzbroschüren einer neuen Corporate Responsibility ebenso 
wenig wie ökologische Alibi-Projekte von BP oder Shell. Und wie schon er-
wähnt: Auch die deutsche Autoindustrie setzt auf Expansion in die aufstei-
genden Länder der globalen Peripherie und zwar nicht in erster Linie mit 
günstigen und ökologischen Kleinstwagen, sondern mit schweren Limousi-
nen und SUVs für die Zurschaustellung neu erworbenen Reichtums einiger 
weniger. Zumindest haben vermeintliche Öko-Fonds an den Finanzmärkten 
gute Zukunftsaussichten und zumindest die großen Versicherungskonzerne 
sorgen sich um die Kosten der Klimakatastrophen. Doch das macht die Fi-
nanzmärkte noch nicht zu Verbündeten. Die Krise hat zur Absenkung sozi-
aler und ökologischer Standards geführt. Der Zertifi katehandel stockt. Das 
»Wächtersystem« (ebd.) globaler zivilgesellschaftlicher Umweltorganisa-
tionen hat dem nichts entgegenzusetzen. Und doch soll gerade ihnen nach 
der »sozialen Zivilisierung des Kapitalismus« im 19. Jh. der Sprung in den 
ökologischen Kapitalismus gelingen. Das Soziale scheint erledigt. Dies hat 
letztlich auch zu unbefriedigenden Ergebnissen der Ökologisierung der Pro-
duktions- und Lebensweise geführt (vgl. Candeias 2008). 

Es bleibt fraglich, ob eine Strategie der Zähmung und Einbindung des 
Kapitals durch eine ökologisch orientierte Fraktion der Mittelklasse ohne 
ein breites Mitte-Unten-Bündnis Erfolg haben kann. Zumal jede konse-
quente (sozial)ökologische Transformation mit einer massiven Kapitalver-
nichtung einhergeht. Letzteres betrifft die mächtigsten Kapitalfraktionen: 
die fossilistischen Konzerne vom Öl bis zum Auto. Was dies für die gesell-
schaftlichen Auseinandersetzungen, Kräfteverhältnisse, Krisen bedeutet, 
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wird kaum thematisiert. Der Übergang wird von tiefen Krisen und heftigen 
Kämpfen geprägt sein.

Dies gilt auch für die Strategie der Abfederung über Umverteilung. Ob 
DeGrowth oder qualitatives Wachstum und Green Jobs, alle (linken) Positi-
onen plädieren für Umverteilung. Diese ist sicher unverzichtbar. Doch stellen 
sich damit bisher nicht gekannte Probleme. Zu Zeiten des Fordismus sicher-
ten hohe Produktivität und hohes Wachstum, dass Löhne steigen und der So-
zialstaat ausgebaut werden konnte, ohne dass dies zulasten der Profi te ging, 
im Gegenteil. Die Verteilungsspielräume waren groß. Ansätze eines Green 
New Deal wollen diese Situation (global) wieder herstellen. Andere Ansätze 
setzen noch stärker auf den Ausbau des Öffentlichen, ein Bereich, der unter 
kapitalistischen Bedingungen aus dem Steueraufkommen, und letztlich vor 
allem aus den kapitalistisch organisierten Sektoren fi nanziert werden muss. 
Geht es gar um Schrumpfung der Wirtschaft, wird es »ganz eng« und Vertei-
lungskämpfe werden wesentlich härter werden. Der Rückgang des Wachs-
tums in der neoliberalen Periode gibt einen Vorgeschmack. 

Ans Steuer der eigenen Geschichte kommen

Wer soll also für eine sozial-ökologische Transformation, für Konversi-
on und gerechte Übergänge, Umverteilung und Green Jobs eintreten? Die 
Lohnabhängigen selbst werden bei den unterschiedlichen Projekten öko-
logischer Erneuerung vorwiegend nur als individuelle Konsumenten an-
gesprochen, als diffuse Zivilgesellschaft, nicht als politische Subjekte. Die 
(Selbst)Anrufungen richten sich ansonsten an den Staat, das (Öko)Kapital 
und NGOs – vereinzelt auch an die Gewerkschaften. Doch auch letztere be-
trachten die Klasse (der mehr oder weniger prekären) Lohnabhängigen nicht 
wirklich als Akteure von Entscheidung und Bewegung. Die Betroffenen 
selbst müssen zu den Protagonisten der Veränderung werden. 

Sozial-ökologische Transformation impliziert auch die Frage, wie wir die 
politische Praxis einer Mosaik-Linken begreifen (vgl. Luxemburg 1/2010): 
ausgehend von den unterschiedlichen Einzelinteressen eine Reartikulati-
on der Interessen zu befördern, die gemeinsame Einstiegsprojekte und Per-
spektiven einer gesellschaftlichen Transformation möglich machen. Bislang 
agieren die unterschiedlichen Gruppen meist voneinander getrennt. Die IG 
Metall vertritt berechtigterweise die Interessen der in der Automobil- und 
Exportindustrie Beschäftigten und favorisierte in der Krise Maßnahmen einer 
schnellen, strukturkonservativen Stabilisierung der Industrie. ver.di tritt für 
den Ausbau der öffentlichen Dienste, des öffentlichen Nahverkehrs und der 
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Schiene ein. Ökoverbände kämpfen bspw. gegen die staatliche Subventionie-
rung des Autoverkehrs und den Umweltschädling Nummer Eins – das Auto. 
Feministische Gruppen kritisieren den Erhalt ökologisch schädlicher, männ-
licher Arbeitsplätze auf Kosten von Branchen mit in erster Linie Frauenar-
beitsplätzen (Einzelhandel wie bei Arcandor) und reproduktiver Bedürfnisse 
der Gesellschaft (Kinderbetreuung, Bildung, Gesundheit). Arbeitslosenini-
tiativen wiederum wissen nicht, warum sie die Interessen der privilegierten 
Kernbelegschaften verteidigen sollen, Milliarden Euro für Banken und Au-
toindustrie mobilisiert werden, während bei Hartz-IV-EmpfängerInnen ein 
ums andere Mal gestrichen wird. Es bedarf daher konkreter Projekte und 
verbindender Perspektiven, die aus den unterschiedlichen Interessen Ge-
meinsamkeiten schaffen und Differenzen respektieren.

Am Beispiel der Automobilindustrie lässt sich dies verdeutlichen. Der be-
reits enorme Konkurrenzdruck angesichts weiter steigender globaler Über-
kapazitäten wird zunehmen, Zentralisierung befördern und immer wieder 
Standorte und Arbeitsplätze gefährden. Die Bereitschaft und die Kräftever-
hältnisse mögen aktuell nicht günstig sein, doch wäre es jetzt an der Zeit, 
eine Diskussion über eine Konversion wieder aufzunehmen, Konzepte zu 
entwickeln. 

In der nächsten Krise wird wieder keine Zeit dafür sein, jahrzehntelang 
Vernachlässigtes nachzuholen. Wenn es so weit ist, möglicherweise schon 
in der kommenden Rezession in den nächsten Jahren (Candeias 2011), wä-
ren staatliche Kapitalhilfen an Konzepte alternativer Entwicklungswege und 
die Beteiligung am Eigentum bzw. die volle Vergesellschaftung von Unter-
nehmen zu knüpfen (ähnlich wie es die USA 2009 bei GM getan haben, 
freilich ohne die Gelegenheit für den Einstieg in eine Konversion zu nut-
zen). Wer entscheidet, was produziert wird? Denn: »Porsche brauch ich gar 
nicht«, so ein Betriebsrat aus eben jener Produktionsstätte der berühmten 
Boliden. Öffentliche Beteiligung am Eigentum wäre mit erweiterter Parti-
zipation von Beschäftigten, Gewerkschaften, Umweltverbänden und den 
Menschen der Region zu verbinden, z.B. in regionalen Räten, die über kon-
krete Schritte einer Konversion des Automobilkonzerns in einen ökologisch 
orientierten Dienstleister für öffentliche Mobilität entscheiden, d.h. hin zu 
integrierten Mobilitätskonzepten. Damit könnte das Gewicht zwischen öf-
fentlichem und privatem Verkehr verschoben und Straßenbahnen, Bussen, 
Fußgängern und (Elektro)Fahrrädern Vorrang vor dem Autoverkehr einge-
räumt werden (vgl. Luxemburg 3/2010). D.h. auch von Jobverlust bedrohte 
Automobilwerker diskutieren, entwickeln und bestimmen in betrieblichen 
und regionalen Räten, wie eine Konversion ihrer Industrien und ein gerechter 
Übergang organisiert werden kann. Hier gibt es ein enormes Produktions-
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wissen, das selten abgefragt wird (vgl. die Erfahrungen der Zukunftswerk-
stätten der IG Metall Esslingen). In einer solchen Perspektive lassen sich 
die unterschiedlichen Interessen leichter verbinden und verschiedene Grup-
pen übergreifend organisieren. 

Eine derartige Konversion ist einzelbetrieblich nicht zu leisten. Sie erfor-
dert einen tiefgreifenden Strukturwandel. Konversion heißt eben nicht, ein-
fach nur Elektroautos zu bauen und den Weg individuellen Verkehrs fortzu-
setzen, um bestehende Beschäftigung zu sichern. Die gesamte Struktur der 
Städte und des Raumes muss verändert, Distanzen und Trennungen zwischen 
Arbeit und Wohnen müssen reduziert werden: zwischen Zuhause, Kinder in 
die Schule fahren, dann zur Arbeit fahren, nach der Arbeit mit dem Auto zum 
Supermarkt, lange Zeiten im alltäglichen Stau, spät Kochen, und schließ-
lich erschöpft auf der Couch vor dem Fernseher einschlafen. Die Reduk-
tion einer erzwungenen, ungewollten Mobilität ist notwendig. Es braucht 
dazu auch eine ganze Palette neuer Produkte, Technologien und gesellschaft-
licher Bedürfnisse, neue Formen von Leben und Arbeiten, der Energienut-
zung, des Konsums etc. Solche neuen Mobilitätskonzepte und Lebenswei-
sen können gesamtgesellschaftlich nur gemeinsam mit den Beschäftigten 
in der Automobilindustrie verwirklicht werden – nicht gegen sie. Zugleich 
müssten Marginalisierte, Arbeitslose defi nieren und (mit)entscheiden, wie 
ihre Perspektive in der Region realisiert werden kann.

Angesichts der Notwendigkeit zur Schrumpfung bestimmter Produk-
tionen sind Strategien eines gerechten Übergangs zu entwickeln. Dabei 
kann an – gute wie schlechte – gewerkschaftliche und andere Erfahrungen 
mit strukturellem Wandel in Kohle- und Bergbauindustrien, in der Stahl-, 
Rüstungs- oder Schiffbauindustrie angeknüpft werden, an Erfahrungen von 
Beschäftigungs- und Qualifi zierungsgesellschaften, wofür betriebliche wie 
staatliche Mittel bereitzustellen sind. 

Aber auch an Debatten und betriebliche wie gesellschaftliche Initiati-
ven für Arbeitszeitverkürzung ist anzuknüpfen (Krull 2011). Ein gerechter 
Übergang heißt auch, dass andere Bereiche zunächst wachsen müssen, bei 
relativer Entkopplung vom stoffl ichen Wachstum. Ein solches qualitatives 
Wachstum ist übergangsweise nicht zuletzt aufgrund der Defi zite in vielen 
Bereichen der Reproduktion notwendig – dies gilt vor allem für Länder des 
globalen Südens.

Eingebettet in eine makroökonomische Orientierung würde Konversion 
darüber hinaus bedeuten, unsere wachstumsorientierte kapitalistische Öko-
nomie in eine »Reproduktionsökonomie« zu transformieren, die sich zu be-
schränken weiß und zugleich neuen Reichtum schafft. Reproduktion heißt 
hier zum einen, sich auf eine bedürfnisorientierte solidarische »Care Eco-
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nomy« zu konzentrieren: soziale Infrastrukturen öffentlicher Gesundheit, 
Erziehung und Bildung, Forschung, soziale Dienste, Ernährung(ssouverän
ität), Pfl ege und Schutz der natürlichen Umwelten. Dies würde die Debat-
te um die Krise der Beschäftigung in der Automobilindustrie in einen brei-
teren Zusammenhang stellen. Denn das sind zentrale Bedürfnisse, bei de-
nen alle seit Jahren Mangel beklagen. Und es sind die einzigen Bereiche, in 
denen die Beschäftigung in Ländern wie Deutschland, Frankreich, Schwe-
den oder den USA wächst. Und auch in den neuen kapitalistischen Zentren 
wie China, Indien oder Brasilien handelt es sich dabei um rasch wachsende 
Sektoren – und es ist zentral, sie öffentlich zu halten und nicht dem Markt 
preiszugeben. Eine solche Reproduktionsökonomie bedeutet auch, dass sich 
Bedürfnisse und Ökonomie qualitativ entwickeln, aber nicht mehr quanti-
tativ wachsen.

Vor allem im globalen Süden hieße das: Konzentration auf die grundle-
genden Bedürfnisse der ländlichen und urbanen Armen. Also Stabilisierung 
ländlicher Gemeinden, indem sie selbst die Kontrolle über ihre spezifi schen 
Produktions- und Lebensweisen übernehmen, so z.B. durch konsequente 
Landreformen für Ernährungssouveränität, sodass die ländliche Bevölke-
rung nicht länger gezwungen ist, in den Megastädten nach Überlebensmög-
lichkeiten zu suchen. 

In den Megacities wäre entscheidend, stoffl iche und soziale Infrastruktu-
ren sowie angepasste Sozialversicherungssysteme zu entwickeln bzw. über-
haupt erst einmal einzuführen. Mit Blick auf Mobilität hieße das, dass ein 
freier Zugang zu einem rasch expandierenden öffentlichen Verkehrssystem 
ermöglicht werden muss, anstatt in ungerechte und teure Infrastrukturen 
für Millionen privater Autos und entsprechender ökologischer und mensch-
licher Kosten zu investieren. Denn die so genannte wachsende Mittelklasse 
in Indien, China oder Brasilien – das Objekt der Begierde westlicher Auto-
produzenten – wird auch in Zukunft nur ein kleiner Teil einer zunehmend 
polarisierten Bevölkerung bleiben. Nur auf ihre Kaufkraft zu setzen, kann 
keine linke Strategie sein. Diese Reorientierung auf reproduktive Bedürf-
nisse geht einher mit einer Orientierung auf Binnenmarkt und -produktion. 
Globale Produktionsketten wurden überdehnt, führen zur Verschwendung 
von Ressourcen. Der Transport, einer der Hauptverursacher von CO

2
-Emis-

sionen, muss verringert und die Produktion ökologisch reorganisiert wer-
den – also kein »naiver Antiindustrialismus« (Urban), vielmehr eine alter-
native Produktion. Und es bedarf auch neuer, alternativer Produkte. Die 
Kooperation zwischen VW und dem Ökoenergieversorger LichtBlick beim 
Bau von kleinen Blockheizkraftwerken für den dezentralen privaten Ein-
satz ist tatsächlich nicht mehr als ein Lichtblick (vgl. Röttger 2010), aber 
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doch vielleicht auch ein »Türöffner«, so Stephan Krull.7 Eine Tendenz zu 
Deglobalisierung und Regionalisierung der Wirtschaft trägt auch zum Ab-
bau der Leistungsbilanzungleichgewichte und der Exportfi xierung bei. Mit 
dem (nicht-warenförmigen) Ausbau des Öffentlichen werden Märkte und 
Privatisierung zurückgedrängt. Es braucht also neben der Konversion ein-
zelner Branchen wie der Autoindustrie zugleich auch eine Konversion un-
serer wachstums- und exportorientierten Wirtschaftsmodelle, es braucht ein 
linkes Staatsprojekt. 

Dieser Prozess und die Notwendigkeit, schnelle strukturelle Verände-
rungen »unter Zeitdruck« (Schumann) herbeizuführen, macht Elemente par-
tizipativer Planungsprozesse, consultas populares und peoples planning pro-
cesses dezentraler demokratischer Räte erforderlich (regionale Räte waren in 
der Auseinandersetzung um die Krise in der Automobil- und Exportindus-
trie bereits in der Diskussion, vgl. IG-Metall Esslingen 2009, Lötzer 2010, 
Candeias/Röttger 2009). Insofern geht es auch um eine Verkürzung der Er-
werbsarbeitszeit zugunsten reproduktiver Arbeit, auch weil politische Partizi-
pation und Selbstorganisation Zeitressourcen erfordern. Es geht um eine ra-
dikale Demokratisierung von staatlichen wie ökonomischen Entscheidungen. 
Unabdingbar rasche Veränderungsprozesse wurden auch in der Vergangen-
heit mittels Planung vollbracht (z.B. in den USA in den 1930er und 1940er 
Jahren) – doch dieses Mal sollte es sich um partizipative Planung handeln 
(Williamson 2010). Die Auseinandersetzungen um Stuttgart 21 und die im 
Herbst 2010 beschlossene Verlängerung der Laufzeiten der Atomkraftwerke 
in Deutschland haben gezeigt, wie unüberhörbar die demokratische Partizi-
pation von Seiten der Bevölkerung mittlerweile eingeklagt wird.

Letztlich wird damit die Frage aufgeworfen, wer über den Einsatz der 
Ressourcen in der Gesellschaft entscheidet und welche Arbeiten gesell-
schaftlich notwendig sind – nicht durch immer weitere Ausdehnung waren-
förmiger Lohnarbeit und Mehrwertproduktion, sondern durch Ausdehnung 
kollektiver und kooperativer Formen der Arbeit, orientiert an der Effi zienz 
zum Beitrag menschlicher Entwicklung, zum Reichtum allseitiger mensch-
licher Beziehungen, der Verfügung über Zeit. Die Reproduktionsarbeit da-
bei im weiten Sinne ins Zentrum eines Transformationsprojektes zu stellen, 
ermöglicht eine Abkehr vom Fetisch Wachstum – und stellt damit zugleich 
mittelfristig die kapitalistische Produktionsweise infrage.

Protagonist eines solchen Prozesses der sozial-ökologischen bzw. öko-so-
zialistischen Transformation kann nur eine partizipativ orientierte Mosaik-

7 Zitat aus einer Diskussion bei der Konferenz »Auto.Mobil.Krise.« (s.o.). 
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Linke sein, die die Einzelnen befähigt, »ans Steuer der eigenen Geschich-
te« (Mann 2010a, 103) zu kommen.
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